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Auf den Punkt • In den letzten Dekaden hat sich ein Modell der 

Technologie- und Innovationspolitik durchge-
setzt, das auf vernetzte Projekte, Zusammenar-

beit von Unternehmen, Wirtschaft und Staat 
(Triple Helix), auf wissenschaftliches Wissen 
und technische Innovationen setzt. 

• Dieses Modell wird seit einigen Jahren durch 
neue Entwicklungen herausgefordert: Techno-

logische Innovationen werden immer mehr in 
Zusammenhang mit sozialen Innovationen 

thematisiert und damit verschiebt sich auch der 
Fokus auf Technologie- und Innovationspolitik 

von der vorwettbewerblichen Phase hin zur 
Entwicklung von Leitmärkten. 

• Die neuen Entwicklungen sind auf der Agenda, 
aber die Konsequenzen für neue Strategien und 
Instrumente der Technologie- und Innovations-

politik sind noch nicht entwickelt. 

• Es gibt Beispiele, die den Ausgangspunkt für ei-

ne Weiterentwicklung der Technologie- und In-
novationspolitik bilden können und dazu bei-

tragen, dass dieses Politikfeld selbst zum Ort 
von Innovationen wird.  
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Technologie- und Innovationspolitik im Wandel – ein knapper Rückblick 
 
Im März 2015 fand in Wien die 40jährige Jubiläumskonferenz des „internationalen For-

schungsnetzwerks  zur Innovationspolitik“ statt. Als Eindruck bleibt hängen, dass es sich hier-

bei zwar mittlerweile um eine etabliertes Forschungsfeld handelt, dass dieses Forschungsfeld 
aber gleichzeitig noch immer ein Vielzahl offener Baustellen aufweist, sich gleichzeitig mit 

neuen Themen und Herausforderungen konfrontiert sieht. 

Diese Situation ist keineswegs neu. Rückblickend hat sich Technologie- und Innovationspolitik 
in den vergangenen Jahrzehnten immer wieder gewandelt, sich den veränderten wirtschaftli-

chen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen angepasst. Es geht eben nicht darum, immer 
neue Konzepte zu entwickeln, es geht vielmehr darum – so auch das Motto der Veranstaltung 

– aus der Vergangenheit zu lernen, das Bewährte weiter zu entwickeln, neue Konzepte und 
Instrumente zu integrieren.  

Ein knapper Rückblick zeigt diese Veränderungen. Der wirtschaftliche Rahmen hat sich grund-
legend gewandelt: Waren die 1950er und 1960er Jahre vom „Goldenen Zeitalter“ scheinbar 

immerwährender Prosperität und Massenproduktion gekennzeichnet, so hat sich seit den 
1970er Jahren – ausgelöst durch die Ölpreiskrise – das Bild gewandelt: die Verlagerung  ganzer 

wirtschaftlicher Sektoren vor allem nach Südostasien und der Aufstieg Japans zum globalen 
industriellen Player waren die Vorboten der zunehmenden Globalisierung von Wertschöp-

fungsketten. Gleichzeitig hat sich die Rolle des Staates geändert: bis in die 1970er Jahre hinein 
noch mit wissenschaftlich-technischen Großprojekten aktiv an der Technologieentwicklung 

beteiligt, hat er sich in den folgenden Jahren der neoliberalen Blüte immer stärker zurückgezo-
gen und wurde bestenfalls zum Koordinator sich selbst bzw. dem Markt überlassener Innovati-
onsprozesse, wobei der Nationalstaat immer stärker in die Klemme zwischen regionalen Inno-

vationspolen und globalen Innovationsnetzen geraten ist. 

 

Technologie- und Innovationspolitik heute – ein vereinfachtes Bild 
 
Technologie- und Innovationspolitik in ihrer aktuellen Ausprägung ist also das Ergebnis gesell-

schaftlichen und wirtschaftlichen Wandels wie auch unserer Vorstellungen über die Rolle der 
Politik. In den vergangenen zwanzig Jahren hat sich ein Pfad der Technologie- und Innovati-

onspolitik herausgebildet, der vereinfacht folgende Merkmale enthält: 

• Forschungs- und Innovationspolitik zielt auf vernetzte Strukturen ab. Es geht nicht 

mehr um den linearen Transfer von Wissen aus den Hochschulen und Forschungsein-
richtungen in die Unternehmen, sondern um die Förderung vernetzter, interaktiver Zu-

sammenhänge: um Innovationspole, um Plattformen, um gemeinschaftliche Projekte. 
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• Zentrale Akteure werden durch die Triple Helix charakterisiert: Unternehmen und Wis-

senschaft stehen im Mittelpunkt, staatliche Akteure als drittes Element der Triple Helix 
wirken in den meisten Fällen unterstützend. 

• Dem entspricht ein bestimmtes Verständnis von Wissen: Wissensgesellschaft wird als 
Wissenschaftsgesellschaft verstanden. Es geht um analytisches Wissen, um syntheti-

sches Wissen, daneben noch um symbolisches Wissen. 

• Wissen ist der zentrale Schlüssel für Innovationsfähigkeit. Wissen ist entsprechend zu 
schützen: durch Patente und Gebrauchsmuster, durch Vertraulichkeitsklauseln usw.     

• Hier wird noch einmal ein spezifisches Innovationsverständnis deutlich: es geht um 
technische Innovationen. 

• Forschungs- und Innovationspolitik  ist weitgehend vorwettbewerblich, je näher sie der 
Marktentwicklung kommt, desto eher ist sie dem Verdacht der Wettbewerbsverzer-

rung ausgesetzt. 

Selbstverständlich ist dieses Bild vereinfachend und es ist in den letzten Jahren brüchig gewor-

den. Aber noch stellen sich diese Brüche mehr als neue Ideen, oft auch nur als Fragen dar.  

 

Von der Triple Helix  zur Quadruple Helix: neue Akteure in der  
Technologie- und Innovationspolitik und die Frage nach der Rolle des Staates 
 
Beginnen wir mit der Triple Helix, hier sind zwei Fragen zu diskutieren: Erstens findet sich in 

den vergangenen Jahren zunehmend das Bild der Quadruple Helix. Dieses Bild besagt zunächst 
nur, dass ein weiterer, ein vierter Akteur für die Umsetzung einer effektiven Technologie- und 

Innovationspolitik notwendig ist. Uneinigkeit besteht konzeptionell bisher darüber, wer dieser 
vierte Akteur ist: die Kunden? die Zivilgesellschaft? die Beschäftigten? Interessanterweise sind 

die Unternehmen hier mittlerweile oder auch schon immer deutlich weiter als die Technolo-
gie- und Innovationspolitik.  

Der Bezug zu den Kunden ist dort, wo es gut läuft, über eine enge Abstimmung zwischen Ver-

trieb und Entwicklung organisiert, daneben auch über Marktstudien, Auswertung von Rekla-
mationen oder anderen Instrumenten. Auch die systematische Nutzung neuer sozialer Medien 

(Blogs, Foren, Fragen an breit gestreute Communities im Netz) sind bei weitem keine Ausnah-
me mehr.  Ebenso dürfte kein Unternehmen es sich heute mehr leisten, die Vorschläge der 

Beschäftigten zur Optimierung der Prozesse zu vernachlässigen, in vielen Betrieben wird dies 
ausdrücklich angeregt und prämiert. Und der Bezug zur Zivilgesellschaft stellt sich immer häu-

figer über Strategien zur Unternehmensverantwortung her, sei es in Selbstverpflichtungen, sei 
es in Beiräten.  

In der Technologie- und Innovationspolitik sind diese Akteure kaum präsent. Zwar ist es mitt-
lerweile Allgemeinplatz, dass Innovationen in einem immer wieder rückgekoppelten Prozess 

zwischen Forschung und  Technologieentwicklung, zwischen Prototypen und Prozessoptimie-
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rung, zwischen Lieferanten, Kunden und Entwicklung stattfinden. Technologie- und Innovati-

onspolitik dagegen konzentriert sich weitgehend auf die eine Rückkopplungsschleife zwischen 
Wissenschaft und Produktentwicklung.  

Die zentrale Frage ist – wie noch häufiger anzumerken sein wird – die nach den Instrumenten. 
Hierbei kann es nicht um eine wahrscheinlich endlose Diskussion darüber gehen, wer konkret 

einbezogen werden soll. Es geht vielmehr um die Frage, wie die Rückkopplungsschleifen zu den 
Nutzern und den Beschäftigten, also zum Produktions- oder Dienstleistungsprozess und zum 
Markt eingebaut werden können.  

Eine zweite in Zusammenhang mit der Triple Helix zu diskutierende Frage betrifft die Rolle des 
Staates. Wie im kursorischen historischen Abriss eingangs dargestellt war es nicht immer so, 

dass sich der Staat auf eine Rahmen setzende oder unterstützende Rolle zurückgezogen hat. In 
den vergangenen zwanzig bis dreißig Jahren hat uns der veröffentliche Diskurs aber glauben 

lassen, dass der Staat bürokratisch und schwerfällig, die Unternehmen – und womöglich nur 
diese – dynamisch und innovativ sind. Von daher ist es konsequent, wenn  sich Technologie- 

und Innovationspolitik in vielen Ländern heute ehr als Rahmen setzend denn als gestaltend 
versteht. Mariana Mazzucato hat jüngst in einer eindrucksvollen Studie gezeigt, wie falsch 

dieses Bild ist. Sie zeigt überzeugend, dass weder die Innovationen der digitalen Wirtschaft 
noch die auf Nachhaltigkeit abzielenden Innovationen ohne aktive Gestaltung staatlicher Ak-

teure entwickelt und umgesetzt worden wären.  

Offenbar fällt es im öffentlichen Diskurs immer noch schwer eine derartig aktive Rolle des 

Staates zu akzeptieren. Umso erstaunlicher ist, dass hier in den vergangenen Jahren von euro-
päischer Seite aus neue Zeichen gesetzt wurden. Mit dem Konzept Europa 2020 ist die Einsicht 
verbunden, dass staatliche Politik, gerade auch Technologie- und Innovationspolitik, einen 

Beitrag zur Lösung der gesellschaftlichen Herausforderungen leisten soll: zur Lösung von Mobi-
litäts-, Gesundheits- und Umweltproblemen, zum Umgang mit  Herausforderungen des gesell-

schaftlichen Wandels und der zunehmenden Migration, zur Bewältigung von Armut und Mas-
senarbeitslosigkeit. Immerhin gut ein Drittel der Forschungsförderung im Rahmend es europäi-

schen Forschungs-, Technologie- und Innovationsprogramms Horizon 2020 sind auf diese Ziele 
ausgerichtet. Dies stellt im Übrigen auch die Beteiligten Wissenschaftler und Wissenschaftle-

rinnen vor neue Herausforderungen: derartige Forschungsprojekte müssen sich immer stärker 
an der Frage messen lassen, welchen Beitrag zur Lösung der thematisierten Probleme sie leis-

ten, welche nachhaltige Wirkung sie haben, oder auch – in einer typisch europäischen Formu-
lierung: welcher Impact-Faktor zu erwarten ist.  
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Wissensgesellschaft oder Wissenschaftsgesellschaft? 
 
Wissen ist mehr als wissenschaftliches Wissen, darüber lässt sich in der Regel leicht Einigkeit 

erzielen. Ebenso darüber, dass die Ausdifferenzierung des wissenschaftlichen Systems aus dem 

religiösen und politischen Kontext eine der großen europäischen Errungenschaften darstellt. 
Wissenschaftliches Wissen ist eine spezifische, nach festgelegten Regeln und Verfahren erar-

beitete Form des Wissens, kann in dieser Beziehung auch einen exklusiven Status in der Wis-
senslandschaft beanspruchen.   

Daneben gibt es aber auch weitere Formen von Wissen, die für Innovationen unerlässlich sind, 

viele dieser Formen lassen sich nur schwer oder gar nicht durch formale Verfahren lernen, 
sondern nur durch praktisches Anwenden und Ausprobieren. Erfahrungswissen von Facharbei-

tern und Handwerkern oder im Pflegedienst gehört hierzu. Oder Prozesswissen, wie ich inter-
disziplinäre Projekte manage oder Innovationsprozesse organisiere. Designwissen, sowohl in 

technischer wie auch in sozialer Hinsicht, ist ebenfalls zu nennen. 

Oft lernt man das, was wertvoll ist, erst zu schätzen, wenn es verloren geht oder droht verlo-

ren zu gehen. So verhält es sich mit den Arbeitskräften als Produzenten, Träger und Anwender 
von Wissen. Lange Jahre wurden Arbeitskräfte – der Begriff Humankapital drückt dies treffend 

aus – eher als Kostenfaktor denn als Innovationspotenzial gesehen. Mit dem aufkommenden 
Gefühl der Knappheit von Arbeitskräften hat sich dies geändert. Waren es zunächst die MINT-

Berufe (Mathematik, Informatik, Naturwissenschaft, Technik), die im Mittelpunkt der Knapp-
heitsdiskussion standen, wird mittlerweile deutlich, dass die kommenden Engpässe viel eher 

noch qualifizierte Facharbeiter und Handwerker betreffen. Dabei geht es nicht nur um die Ver-
fügbarkeit von Arbeitskräften an sich, sondern auch um deren Qualifikation und den Einsatz in 
einer zunehmend technisierten und digitalisierten Arbeitswelt. 

Solange wir nicht den Traum von der menschenleeren Fabrik oder der Produktion per Knopf-
druck mittels 3D-Drucker träumen, sollten Fragen der angemessenen Ausbildung und Qualifi-

zierung unmittelbarer Bestandteil von Technologie- und Innovationspolitik sein. Wenn wir von 
einer zunehmenden Integration von Technologien und Systemen ausgehen, stellt sich etwa die 

Frage, ob wir wesentlich mehr hybride Ausbildungs- und Studiengänge wie Elektroautoingeni-
eur, 3D Drucker Fachkraft, Solarenergietechniker usw. benötigen. Oder ist der Preis derartiger 

hybrider Ausbildungs- und Studiengänge nicht eine gewisse Oberflächlichkeit und die Alterna-
tive eher eine vertiefte spezialisierte Ausbildung, die aber nur dann wirksam werden kann, 

wenn damit  auch die Fähigkeit zur Zusammenarbeit in interdisziplinären Projekten verbunden 
ist? 

 

Wem gehört das Wissen? 
Wenn Wissen der zentrale Wettbewerbsfaktor ist, dann liegt es nahe, dass Wissen geschützt 

wird. Nicht zufällig gehören Patentanalysen zum Standardwerkzeug der Innovationsforschung. 
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Wäre Wissen nicht geschützt, würde der Anreiz für Unternehmen, Innovationen auf den Markt 

zu bringen, wesentlich geringer als bisher ausfallen. 

Aber wem gehört das Wissen, das in öffentlich geförderten Technologie- und Innovationspro-

jekten generiert wird? Hier sind wir mittlerweile auf dem Weg zu einer veränderten Einstel-
lung. Ergebnisse öffentlich finanzierter Forschung stehen zu Recht unter Druck öffentlich ver-

fügbar zu sein, etwa durch die Veröffentlichung in Open Source Journals. Und die Ergebnisse 
von Projekten der Technologie- und Innovationsförderung sind mittlerweile auch immer häufi-
ger öffentlich zur Verfügung zu stellen. Hier finden sich durchaus Interessenskonflikte: Wenn 

innovationsrelevantes Wissen zentral für die Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen ist, wel-
cher Anreiz besteht dann, sich an öffentlich einsehbaren Innovationsprojekten zu beteiligen? 

Besteht dann die Gefahr, dass Unternehmen öffentliche Fördermittel eher für nachgeordnete 
Aspekte von Innovationen in Anspruch nehmen?   

Wenn wir die Entwicklung der digitalen Technologien anschauen, dann wird erkennbar, dass 
der Konflikt über die Nutzungsrechte an Wissen zu einem der Schlüsselkonflikte der Technolo-

gie- und Innovationspolitik wird. Die Open Source Community, angefangen von Open Soft- und 
Hardware über Wikipedia bis zum jüngsten Hype über die Möglichkeiten von 3D-Drucken ba-

sierten auf dem freien Fluss und der kollektiven Weiterentwicklung von Wissen. Auch wenn 
Unternehmen begonnen haben, die Möglichkeiten sozialer Netze für ihre Innovationsstrate-

gien zu nutzen, ist Open Source für andere Unternehmen ein Alptraum und es ist kein Zufall, 
dass für diese etwa  3D Drucken eng mit der Verbreitung von Produktpiraterie zusammen-

hängt. Eine Regulierung der Nutzung von Wissen, die gleichzeitig den Unternehmen Anreize 
für Forschung und Innovation gibt und die Potenziale einer auf geteiltes und allgemein zugäng-
liches Wissen basierenden neuen Innovationsstrategie ausschöpft, kommt der Quadratur des 

Kreises gleich und dürfte eine der zentralen Herausforderungen an die Technologie- und Inno-
vationspolitik darstellen. 

 

Technische Innovation – und was noch? 
 
Seit einigen Jahren setzt sich die Überzeugung durch, dass technische Innovationen allein nicht 

ausreichen, um die oben genannten gesellschaftlichen Herausforderungen zu bewältigen. Da-

mit sind die sozialen Innovationen wieder in den Fokus gerückt. Soziale Innovation ist kein 
neues Konzept. In den 1970er und 1980er Jahren war ein integriertes Verständnis von Innova-

tionen und gesellschaftlicher Entwicklung noch weit verbreitet. In den Studien der Kommission 
für wirtschaftlichen und sozialen Wandel wurden zu diesem Thema umfangreiche Grundlagen-

studien erstellt, in Projekten zur Humanisierung der Arbeit umfangreiches Erfahrungswissen 
generiert und dokumentiert und in Programmen zur sozialen Technikgestaltung eine Vielzahl 

von Projekten auf unterschiedlichen Handlungsebenen durchgeführt. Diese Erfahrungen sind 
in den Jahren der zunehmend technologisch ausgerichteten Innovationspolitik verloren gegan-
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gen bzw. in den Archiven und Bibliotheken verstaubt, nicht nur in den politischen Strategien 

sondern auch im ebenfalls immer kurzlebiger werdenden wissenschaftlichen Feld. 

Sicher haben sich die Rahmenbedingungen seit dieser Zeit grundlegend gewandelt und auch 

unser Blick auf soziale Innovationen erfolgt heute aus einem anderen Winkel. Gefragt wird vor 
allem nach dem Beitrag der sozialen Innovation zur Lösung gesellschaftlicher Probleme, ge-

fragt wird auch nach Innovationen bzw. neuen Formen des Engagements seitens zivilgesell-
schaftlicher Akteure. Eine staatliche Förderung sozialer Innovationen steht ebenfalls vor einem 
Dilemma: Soziale Innovationen zielen von der Sache her auf Veränderung, auf Wandel. In ge-

wisser Weise ist die Suche nach sozialen Innovationen ein Eingeständnis, dass unsere momen-
tanen politischen, sozialen und wirtschaftlichen Systeme die gesellschaftlichen Probleme nicht 

mehr lösen können. Dies ist so lange kein Problem, als soziale Innovationen eine kompensato-
rische Rolle an der Peripherie des Wohlfahrtstaates einnehmen, es wird zu einer politischen 

Herausforderung, wenn sich daraus ein umfassender Druck vor allem auf die Institutionen des 
Wohlfahrtsstaates ergibt. 

Die konsequente Verbindung von sozialen und technischen oder ökonomischen Innovationen 
steht noch weitgehend aus. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass technische und soziale Innova-

tionen unterschiedlich wirken. Während technische Innovationen sich als ökonomische Inno-
vationen über den Markt umsetzen, haben soziale Innovationen, sobald sie eine Nische verlas-

sen, sehr oft ein gesellschaftliches Konfliktpotential. Während technische Innovationen  wie 
oben dargestellt auf den Schutz von Wissen bauen, lebt die Verbreitung sozialer Innovationen 

vom freien Zugang und Austausch von Wissen. Nicht zuletzt sind bei der Beurteilung der Wir-
kung von sozialen Innovationen (und damit auch bei der Frage nach der politischen Förde-
rungswürdigkeit) ganz unterschiedliche Effizienzkriterien anzulegen als bei letztlich an der 

ökonomischen Effizienz gemessenen technischen Innovationen. 

 

Von der Technologie- und Innovationsförderung zur Leitmarktentwicklung? 
 
Technologie- und Innovationspolitik ist vorwettbewerblich ausgerichtet, die Herausforderung 

für erfolgreiche Innovationen ist aber die Markterschließung. Das ist keineswegs neu. So zei-
gen diverse Studien, dass in der Umsetzung in neue Produkte und Dienstleistungen eine zent-

rale Schwäche liegt. Und bereits Porter hat in seinen Arbeiten über die Entstehung von Clus-
tern auf eine anspruchsvolle und vorausschauende Nachfrage als einen der vier Schlüsselfakto-

ren für die Entstehung von Clustern hingewiesen.     

Wie so oft kam der erste Impuls für eine Entwicklung von Leitmärkten aus der europäischen 

Diskussion. Mitte der 2000er Jahre wurde ein umfassendes Programm zur Leitmarktentwick-
lung aufgelegt. Elektronische Gesundheitsdienste (E-Health), Schutztextilien, nachhaltiges 

Bauen, Wiederverwertung, biobasierte Produkte und erneuerbare Energien standen im Mit-
telpunkt dieser Erprobungsphase. Die Instrumente unterschieden sich stark von den Instru-
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menten der Technologie- und Innovationsförderung: Eine intelligente Regulierung mit an-

spruchsvollen Standards, die Nutzung der Möglichkeiten öffentlicher Beschaffung und eine 
vorausschauende Ausbildungs- und Qualifizierungspolitik sollten die zentralen Maßnahmen 

darstellen. Die Evaluierungen zu dieser Erprobungsphase waren nicht eindeutig und im Verlauf 
der Diskussion um intelligente Spezialisierung  sind die mit dieser Leitmarktinitiative gewonne-

nen Erfahrungen bestenfalls indirekt enthalten. 

Die Schwierigkeit beginnt bereits mit der Begrifflichkeit. Während die Leitmärkte in der euro-
päischen Erprobungsphase noch klar fassbar waren, sieht es bei der Umsetzung auf den ande-

ren politischen Ebenen anders aus. Produktion, Neue Werkstoffe, Mobilität und Logistik, IKT, 
Energie- und Umweltwirtschaft, Medien und Kreativwirtschaft, Gesundheit und Life Science 

werden etwa in Nordrhein Westfalen als Leitmärkte genannt, wobei bei einer genauen Inter-
pretation der Begriffe (etwa die wiederholte Bezeichnung „…wirtschaft“ oder technologisch 

definierte Begriffe) ein wirklich neues Denken nicht möglich ist. 

Gemeinsam mit der Wirtschaftsförderung Metropole Ruhr wurde seitens des IAT ein anderer 

Zugang zum Verständnis von Leitmärkten gesucht. Der Grundgedanke ist, Leitmärkte von der 
Perspektive zukünftiger Märkte und nicht von dem momentanen Denken über technologische 

Entwicklung zu verstehen. Begriffe sind hier wichtig um in die richtige Richtung zu denken. Der 
Leitmarkt ist eben nicht Kreativwirtschaft, sondern der Markt ergibt sich aus der gesellschaftli-

chen Nachfrage nach Leistungen im Freizeit und Eventbereich. Oder, um ein anderes Beispiel 
zu nehmen, aus der Leitmarktperspektive geht es eben nicht um die Umwelt- und Energiewirt-

schaft, sondern um technische und gerade in diesem Feld auch soziale Innovationen, um ener-
gieeffiziente oder ressourcenschonende Produkte und Dienstleistungen zu entwickeln.   

Auch hier stellt sich die Frage nach der Umsetzung. Bei der Entwicklung von Innovationen im 

Energie- und Umweltbereich ist die Rolle ambitionierter Standards mittlerweile unbestritten, 
die Möglichkeiten öffentlicher Beschaffung werden bisher eher begrenzt genutzt. Auf der loka-

len und regionalen Ebene dürften Strategien viel versprechend sein, die anspruchsvolle Lösun-
gen zur Entwicklung von Leitmärkten vor Ort umsetzen, um sie dann international zu vermark-

ten. 

 

Kalifornien oder Faschismus – oder doch ein neues europäisches Innovationsmodell 
 
Kommen wir zum Ende noch einmal auf die eingangs genannte Konferenz über Innovationspo-

litik zurück. Einer der Referenten formulierte für die europäische Technologie- und Innovati-
onspolitik eine drastische Alternative: Entweder, so seine Argumentation auf den Punkt ge-

bracht, entweder Europa lernt von dem kalifornischen Innovationsmodell oder über kurz oder 
lang werden Massenarbeitslosigkeit und soziale Unruhen zu einem erneuten Aufkommen fa-

schistischer politischer Regime führen. 
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Lassen wir mal das in dieser Zuspitzung erkennbare geringe Vertrauen in die europäische poli-

tische Kultur beiseite, so wird übersehen, dass die europäische Wirtschaft erstens sehr unter-
schiedlich und in den meisten Fällen anders organisiert ist als die kalifornische. Das kaliforni-

sche Innovationsmodell beruht auf der Gründung von Technologie- und Dienstleistungsunter-
nehmen, vor allem in der Verknüpfung mit digitalen Technologien. Das deutsche Innovations-

modell  etwa ist ohne die industriellen Innovationstreiber des Maschinenbaus, der Automobil-
industrie oder der Chemischen Industrie schwer denkbar. Technologie- und Innovationspolitik 
in Europa oder Deutschland, das ist die Konsequenz der bisherigen Ausführungen, steht vor 

der Aufgabe, sich zu erneuern, die neuen Impulse aufzunehmen. Dies heißt aber eben nicht, 
jetzt alles ganz anders machen, sondern ausgehend von den bewährten Pfaden neue Strate-

gien und Instrumente zu entwickeln, die bestehenden Pfade auszubauen. Technologie- und 
Innovationspolitik sollte selbst Gegenstand von Innovationen werden. Neue Instrumente sind 

auszuprobieren, lassen sich nur schwer am Schreibtisch konzipieren. Dabei sollte zugestanden 
werden – dies ist nun einmal unmittelbarer Bestandteil von Innovationen –, dass neue Instru-

mente auch scheitern können.  

In diesem Beitrag wurden mehr Fragen aufgeworfen als Antworten genannt. Dies heißt nicht, 

dass wir bei der Suche nach Antworten bei null anfangen müssen. Eine der Stärken eines föde-
ralistischen Systems mit ausgeprägter lokaler Autonomie besteht darin, dass es Raum für sehr 

unterschiedliche Experimente lässt. Noch einmal der Blick auf Nordrhein Westfalen: Der Inno-
vation Campus in Aachen, der Spitzencluster it’s OWL oder Innovation City sind mittlerweile 

weit über die jeweilige Region breit beachtete Beispiele für die Suche nach neuen Wegen in 
der Technologie- und Innovationspolitik. Sie sind sehr unterschiedlich ausgerichtet, aber in 
allen Fällen konsequent auf die jeweiligen regionalen Herausforderungen und Potenziale zuge-

schnitten. Teilweise wie in Aachen oder OWL sind sie eher eine Weiterentwicklung einer tech-
nisch orientierten Innovationspolitik, teilweise sind sie immer stärker auch wie vor allem Inno-

vation City auf die Einbindung in eine umfassende lokale Modernisierungsstrategie eingebun-
den. Auch wenn wie etwa in Aachen eine technische Perspektive im Mittelpunkt steht, so sind 

derartige Projekte immer in Zusammenhang mit der Stadtentwicklung umzusetzen und bein-
halten unterschiedliche soziale Innovationen wie neue Formen der Zusammenarbeit, neue 

Anforderungen an Arbeit und Qualifizierung oder auch neue Beteiligungsformen.  

Auch in einem der Leitprojekte der deutschen Technologie- und Innovationspolitik zeichnet 

sich ein Umdenken ab. Stellt sich Industrie 4.0 auf den ersten Blick wie eine Neuauflage des 
Traums von der menschenleeren Fabrik der früher 1990er Jahre dar, so hat mittlerweile eine 

Diskussion um die künftige Rolle von Menschen in industriellen Prozessen begonnen. Ist der 
Traum von der menschenleeren Fabrik  auf der Basis neuer Technologien nun tatsächlich rea-

listisch? Oder werden Arbeitskräfte immer stärker integraler Bestandteil komplexer techni-
scher Systeme, wie es die Formel vom „Kollegen Roboter“ suggeriert? Oder ist es nicht doch 



 

 10 

Forschung Aktuell 2015-05 
Technologie- und Innovationspolitik  
 

angebracht, stärker darüber nachzudenken, wie Menschen komplexe technische Systeme 

steuern können? 

Technologie- und Innovationsförderung sollte hierbei nicht nur den Rahmen und finanzielle 

Unterstützung bieten, sie sollte wie oben argumentiert auch aktiv Ziele setzen. Hierbei handelt 
es sich nicht wie von neoliberalen Ökonomen, allen voran Hayek, oft kritisiert um eine „Anma-

ßung von Wissen“. Es geht aus politischer Sicht nicht darum, besser zu wissen, wie der Markt 
funktioniert, aber Politik sollte schon den Anspruch  erheben, besser als andere gesellschaftli-
che Akteure zu wissen, welche gesellschaftlichen Herausforderungen auf der Tagesordnung 

stehen und eine Technologie- und Innovationspolitik zu konzipieren, die zur Bewältigung die-
ser Herausforderungen beiträgt.  
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